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9. SONDERBEITRAG – IM DIENSTE DER BÜRGER: ZUGÄNGLICHKEIT UND QUALITÄT

Verlässlichkeit öffentlicher Dienstleistungen: Sicherung der Rechte der Bürger

In jeder demokratischen Gesellschaftsordnung haben die Bürge-
rinnen und Bürger eine Reihe grundlegender Rechte und Ver-
pflichtungen gegenüber dem Staat und seinen Organen. Die
Messung der Nutzerzufriedenheit mit Gütern und Dienstlei-
stungen des öffentlichen Sektors gilt als wichtiger Indikator für
die Evaluierung der Leistungserbringung in den OECD-Ländern.
Allerdings gibt es bisher wenig konsensuell entwickelte
Messgrößen, mit denen ermittelt werden kann, inwiefern der
institutionelle Rahmen der einzelnen Staaten darauf ausgelegt
ist, den Rechten der Bürger Gehör und Anerkennung zu ver-
schaffen. Ein solcher Rahmen trägt dazu bei, die Verlässlichkeit
öffentlicher Dienstleistungen zu gewährleisten, indem die Bür-
gerinnen und Bürger über ihre Rechte informiert werden und
Kanäle für Rechtsbehelfe und Qualitätssicherung zur Verfügung
haben. In einer Charta, in der die Rechte der Bürger beschrieben
sind, könnten auch grundlegende Dienstleistungs- und Verfah-
rensstandards definiert werden, wie es beispielsweise bei der
Citizen’s Charter im Vereinigten Königreich der Fall war.

Angesichts des schwindenden Vertrauens in Staat und Regie-
rung ist es mittlerweile noch wichtiger geworden, die Anerken-
nung der Rechte von Bürgerinnen und Bürgern zu unter
suchen. Nur wenige Länder verfügen über eine allgemeine
Definition der Rechte von Patienten oder Steuerzahlern, ganz
zu schweigen von einem standardisierten Regelungsrahmen
für Beschwerdeverfahren.

Steuerverwaltung

Im Bereich der Steuerverwaltung schaffen die verschiedenen
nationalen Steuerpolitiken unterschiedliche Rahmenbedin-
gungen für die Tätigkeit der Finanzbehörden der einzelnen
Länder. Dementsprechend sind von Land zu Land gewisse
Unterschiede bei der detaillierten Ausgestaltung der Rechte
der Steuerzahler festzustellen. Dennoch lassen sich mehrere
gemeinsame Trends erkennen und analysieren. Ein zu Beginn
des vergangenen Jahrzehnts veröffentlichtes Dokument der
Arbeitsgruppe Nr. 8 des OECD-Ausschusses für Steuerfragen
zeigte, dass zwar die meisten Länder zu diesem Zeitpunkt
nicht über eine explizite „Steuerzahlercharta“ verfügten, dass
aber dennoch die folgenden grundlegenden Rechte der Steuer-
zahler in allen Systemen verankert waren: „das Recht auf
Information, Unterstützung und Anhörung; das Recht auf Ein-
spruch; das Recht, nicht mehr als den ordnungsgemäßen
Steuerbetrag zu zahlen; das Recht auf Verlässlichkeit; das Recht
auf Schutz der Privatsphäre; sowie das Recht auf Vertraulich-
keit und Wahrung des Steuergeheimnisses“.

In vielen OECD-Mitgliedsländern wurde in den letzten Jahren
eine Steuerzahler- oder Dienstleistungscharta erarbeitet, um
diese grundlegenden Rechte zu formalisieren. Unter einer
Steuerzahler- oder Dienstleistungscharta sind Dokumente zu
verstehen, die Aussagen dazu enthalten, welches Verhalten
von Staatsbediensteten einerseits und Steuerzahlern anderer-
seits erwartet wird. Die genaue Beschaffenheit solcher Chartas
kann in den einzelnen OECD-Ländern unterschiedliche For-
men annehmen. In einigen Fällen werden regulatorische Maß-
nahmen, die zum Schutz der Steuerzahler ergriffen wurden, zu
einer „Steuerzahlercharta“ zusammengefasst, die später allge-
mein veröffentlicht wird, es sind jedoch auch andere Szenarien
möglich. Daher sollte bei internationalen Vergleichen berück-
sichtigt werden, dass Länder ohne Steuerzahlercharta den
Rechten der Steuerzahler möglicherweise ebenso große Bedeu-
tung beimessen wie Länder mit formeller Steuerzahlercharta.

Wie aus Tabelle 9.12 zu ersehen, verfügten 2012 fast alle
Finanzbehörden mit Zuständigkeit für Steuerangelegenheiten
über eine formalisierte Dokumentation der Rechte der Steuer-
zahler in Form von gesetzlichen und/oder administrativen
Regelungen. Von den untersuchten 33 OECD-Mitgliedsländern
haben 30 diese Rechte (teilweise oder vollständig) im Steuer-
gesetz oder anderen Gesetzen kodifiziert; die einzigen
Ausnahmen bilden Irland, Neuseeland und die Türkei. 26
Finanzbehörden arbeiten mit einem Katalog von Rechten und
Verpflichtungen, die in administrativen Dokumenten (manch-
mal als „Steuerzahler-“ oder „Dienstleistungscharta“ bezeich-
net) beschrieben sind. Neben kulturellen und rechtlichen
Fragestellungen scheinen verschiedene weitere Faktoren die
Entscheidung der Länder für einen kodifizierten oder einen
administrativen Ansatz zu beeinflussen. Für einen administra-
tiven Ansatz werden u.a. folgende Gründe angeführt: schneller
Umsetzungsprozess, „leserfreundlichere“ Sprache, breiteres
Anwendungsspektrum (darunter beispielsweise umfassendere
Rechte, die in einem Gesetzgebungsprozess nicht berücksich-
tigt werden könnten), größere Flexibilität und einfache Rechts-
behelfsmöglichkeiten. Die Vorteile eines kodifizierten
Ansatzes beruhen dagegen auf folgenden Erwägungen: positi-
verer Eindruck auf die Steuerzahler auf Grund der stärkeren
Verpflichtungen, die für die Finanzbehörden damit verbunden
sind; rasche Einhaltung der neuen Regelungen durch die
Bediensteten; Beständigkeit des Dokuments gegenüber Verän-
derungen auf Grund unterschiedlicher politischer Interessen
(Langlebigkeit) sowie etablierte Rechtsbehelfs- und Anfech-
tungsmechanismen.

Gesundheitswesen

Im Gesundheitssektor gelten die Einflussmöglichkeiten von
Patienten und Patientenrechte – wie z.B. Klagemöglichkeiten –
als grundlegende Standards, an denen die Nutzerorientierung
bei der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen gemessen
wird. Bei der Analyse wurden fünf Aspekte untersucht: Existiert
eine formelle Definition der Patientenrechte bzw. Patienten-
charta auf nationaler Ebene? Können Patienten bei Behand-
lungsfehlern gerichtliche Rechtsbehelfe in Anspruch nehmen?
Sind Krankenhäuser verpflichtet, eine Beschwerdestelle für die
Entgegennahme und Klärung von Patientenbeschwerden zu
unterhalten? Existiert eine Ombudsstelle, die für die Untersu-
chung und Klärung von Beschwerden über Gesundheitsdienst-
leistungen zuständig ist? Sind Sammelklagen gegen
Gesundheitsdienstleister und Pharmakonzerne zulässig?

Die überwiegende Mehrheit der OECD-Länder gab an, dass eine
formelle Definition der Patientenrechte auf nationaler
Ebene existiert (26 von 33 Ländern). Lediglich Israel, Kanada,
Luxemburg, Schweden und die Schweiz gaben an, nicht über
derartige Regelungen zu verfügen. In allen Ländern außer
Finnland, Island, Neuseeland und der Slowakischen Republik
können Patienten bei Behandlungsfehlern gerichtliche Rechts-
behelfe in Anspruch nehmen. In einer Mehrzahl der Länder
(19) sind Krankenhäuser verpflichtet, eine Beschwerdestelle
zur Entgegennahme von Patientenbeschwerden zu haben. Ein
Großteil der OECD-Länder gab an, über Ombudsstellen zu ver-
fügen, die für die Untersuchung und Klärung von Patientenbe-
schwerden über Gesundheitsdienstleistungen zuständig sind.
Lediglich Dänemark, Japan, Korea, die Niederlande und die
Türkei haben keine derartigen Mediationsbeauftragten.
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Weitere Informationen

OECD (2013), Tax Administration 2013: Comparative Information on
OECD and other Advanced and Emerging Economies, OECD Publis-
hing, Paris, http://dx.doi.org/10.1787/9789264200814-en.

Paris, V., M. Devaux und L. Wei (2010), „Health Systems Institu-
tional Characteristics: A Survey of 29 OECD Countries“, OECD
Health Working Papers, No. 50, OECD Publishing, Paris, http://
dx.doi.org/10.1787/5kmfxfq9qbnr-en.

Anmerkungen zu den Abbildungen

9.12: Kanada: Die Taxpayer Bill of Rights beschreibt 15 Rechte, die sich
aus gesetzlich verankerten Rechten einerseits und Leistungsansprü-
chen andererseits zusammensetzen. Gesetzlich verankerte Rechte
sind in der Steuergesetzgebung kodifiziert und beinhalten im Allge-
meinen das Recht auf Inanspruchnahme von Rechtsbehelfen. Die
Leistungsansprüche regeln das Verhältnis zwischen den Finanzbe-
hörden und den Steuerzahlern und umfassen einen behördlichen
Rechtsbehelfsprozess. Als erster Schritt in einem solchen Beschwer-
deprozess wird zunächst versucht, die Angelegenheit mit dem für
den Fall zuständigen Bediensteten der Behörde zu klären; wenn der
Steuerzahler damit nicht zufrieden ist, kann er über das Beschwer-
deverfahren (Service Complaints Program) eine formelle Beschwerde
einreichen; wenn die Angelegenheit auch dadurch nicht zu seiner
Zufriedenheit geregelt wird, kann er eine Beschwerde an die zustän-
dige Ombudsstelle (Taxpayers’ Ombudsman) richten, die eine unpar-
teiische und unabhängige Überprüfung vornimmt. Chile: Im Februar
2010 wurde das Steuerrecht durch einen neuen Paragrafen ergänzt,
der den Mindestumfang der gesetzlich anerkannten und garantier-
ten Rechte der Steuerzahler festlegt und beschreibt. Irland: Es gibt
zwar ein internes Verfahren zur Abwicklung von Beschwerden, die
Steuerzahler können jedoch auch Rechtsbehelfe nach gesetzlichen
Bestimmungen über verschiedene Schiedsstellen (Appeals Commis-
sioners, Ombudsman’s Office, Equality Tribunal) in Anspruch neh-
men. Luxemburg: Die in administrativen Dokumenten formell
definierten Rechte der Steuerzahler betreffen nur direkte Steuern.

Hinweis zu den Daten für Israel: http://dx.doi.org/10.1787/888932315602.

Methodik und Definitionen

Die Daten zu den Rechten der Steuerzahler stammen aus
Tax Administration 2013: Comparative Information on OECD
and other Advanced and Emerging Economies (OECD, 2013).
Die Informationen wurden durch zwei Erhebungen
erfasst, die in den OECD-Mitgliedsländern und anderen
bedeutenden Volkswirtschaften durchgeführt wurden:
der IBFD Tax Survey und der CIS Survey. Unter einer Steu-
erzahler- oder Dienstleistungscharta sind Dokumente zu
verstehen, die beschreiben, welches Verhalten von
Staatsbediensteten einerseits und von Steuerzahlern
andererseits erwartet wird.

Die Daten zu den Patientenrechten stammen aus „Health
Systems Institutional Characteristics: A Survey of
29 OECD Countries“ (Paris et al., 2010). Die Informationen
wurden durch den OECD Survey on Health System Cha-
racteristics (2008-09 und 2012) erhoben. Dem Survey aus
dem Jahr 2012 wurden folgende Informationen entnom-
men: Frage 90: „Existiert eine formelle Definition der
Patientenrechte auf nationaler Ebene (z.B. durch ein
Gesetz oder eine Charta)?“ Aus dem Survey 2008-09
wurden folgende Fragen verwendet: Frage 76: „Sind
Krankenhäuser verpflichtet, eine Beschwerdestelle zu
unterhalten, die Patientenbeschwerden entgegennimmt
und klärt?“ Frage 78: „Was für eine Art von Schadener-
satzsystem gilt in dem Land?“ Frage 80: „Sind Sammel-
klagen gegen Gesundheitsdienstleister, Pharmakonzerne
usw. zulässig?“ Frage 81: „Gibt es Ombudsleute, die dafür
zuständig sind, Patientenbeschwerden über Gesund-
heitsdienstleistungen zu untersuchen und zu klären?“
Eine Sammelklage kann als Klage definiert werden, die
von einer oder mehreren Personen für sie selbst und eine
wesentlich größere Gruppe von Personen, die alle densel-
ben Klagegrund haben, eingereicht wird.

http://dx.doi.org/10.1787/9789264200814-en
http://dx.doi.org/10.1787/5kmfxfq9qbnr-en
http://dx.doi.org/10.1787/5kmfxfq9qbnr-en
http://dx.doi.org/10.1787/888932315602


9. SONDERBEITRAG – IM DIENSTE DER BÜRGER: ZUGÄNGLICHKEIT UND QUALITÄT

REGIERUNG UND VERWALTUNG AUF EINEN BLICK 2013 © OECD 2014172

Verlässlichkeit öffentlicher Dienstleistungen: Sicherung der Rechte der Bürger

9.11. Rechte der Bürger in den nationalen Gesundheitssystemen (2009-2012)

Formelle Definition
oder Charta

der Patientenrechte
auf nationaler Ebene (2012)

Patienten können
bei Behandlungsfehlern

gerichtliche Rechtsbehelfe
in Anspruch nehmen (2009)

Krankenhäuser müssen
eine Beschwerdestelle
zur Entgegennahme

und Klärung von
Patientenbeschwerden

haben (2009)

Ombudsstelle mit
Zuständigkeit für die

Untersuchung und Klärung
von Beschwerden über

Gesundheitsdienstleistungen
(2009)

Sammelklagen gegen
Gesundheitsdienstleister

und Pharmakonzerne
zulässig (2009)

Australien ● ● ● ● ●

Österreich ● ● ❍ ● ●

Belgien ● ● ❍ ● ●

Kanada ❍ ● ❍ ● ●

Chile ● .. .. .. ..

Tschech. Rep. ● ● ● .. ●

Dänemark ● ● ● ❍ ●

Finnland ● ❍ ● ● ❍

Frankreich ● ● ● ● ❍

Deutschland ● ● ❍ ● ..

Griechenland ● ● .. ● ..

Ungarn ● ● ● ● ..

Island ● ❍ ● ● ❍

Irland ● ● ● ● ❍

Israel ❍ .. .. .. ..

Italien ● ● ● .. ❍

Japan ● ● ● ❍ ●

Korea ● ● ● ❍ ❍

Luxemburg ❍ ● ● ● ❍

Mexiko ● ● ● ● ❍

Niederlande ● ● ● ❍ ..

Neuseeland ● ❍ ● ● ❍

Norwegen ● ● ❍ ● ●

Polen ● ● ❍ ● ●

Portugal ● ● ● ● ●

Slowak. Rep. .. ❍ .. .. ..

Slowenien ● .. .. .. ..

Spanien ● ● ● ● ●

Schweden ❍ ● ❍ ● ●

Schweiz ❍ ● ❍ ● ❍

Türkei .. ● ● ❍ ●

Ver. Königreich ● ● ● ● ●

Ver. Staaten ● .. .. .. ..

OECD insgesamt 26 25 19 21 14

● Ja
❍ Nein
Quelle: Paris, V., M. Devaux und L. Wei (2010), „Health Systems Institutional Characteristics: A Survey of 29 OECD Countries“, OECD Health Working
Papers, No. 50, OECD Publishing, Paris, http://dx.doi.org/10.1787/5kmfxfq9qbnr-en;

1 2 http://dx.doi.org/10.1787/888932943704

http://dx.doi.org/10.1787/5kmfxfq9qbnr-en
http://dx.doi.org/10.1787/888932943704
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9.12. Rechte der Bürger in der Steuerverwaltung (2013)

Rechte der Steuerzahler sind formell
in der Steuergesetzgebung oder anderen

Gesetzen definiert

Rechte der Steuerzahler sind formell
in administrativen Dokumenten definiert

Australien ● ●

Österreich ● ●

Belgien ● ●

Kanada ● ●

Chile ● ●

Tschech. Rep. ● ❍

Dänemark ● ●

Finnland ● ●

Frankreich ● ●

Deutschland ● ❍

Griechenland ● ●

Ungarn ● ●

Island ● ❍

Irland ❍ ●

Israel ● ●

Italien ● ●

Japan ● ❍

Korea ● ●

Luxemburg ● ●

Mexiko ● ●

Niederlande ● ●

Neuseeland ❍ ●

Norwegen ● ●

Polen ● ❍

Portugal ● ●

Slowak. Rep. ● ❍

Slowenien ● ●

Spanien ● ●

Schweden ● ●

Schweiz ● ❍

Türkei ❍ ●

Ver. Königreich ● ●

Ver. Staaten ● ●

OECD insgesamt 30 26

● Ja
❍ Nein
Quelle: OECD (2013), Tax Administration 2013: Comparative Information on OECD and other Advanced and Emerging Economies, OECD Publishing, Paris,
http://dx.doi.org/10.1787/9789264200814-en.

1 2 http://dx.doi.org/10.1787/888932943723

http://dx.doi.org/10.1787/9789264200814-en
http://dx.doi.org/10.1787/888932943723
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